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(No. 908.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23ſten Dezember 1824., wegen Ernennung des 
i wirklichen Geheimen Ober-Regierungsraths und General-Handelskommiſ⸗ 
ſarius Kunth zum Mitgliede des Staatsraths. 


AR will auf Ihren Vorſchlag vom 17ten d. M. den wirklichen Geheimen Ober: 
Regierungsrath und General-Handelskommiſſarius Kunth zum Mitgliede des 
Staatsraths ernennen, und ihn an die Stelle des Geheimen Ober-Finanzraths 
von Beguelin der Abtheilung fuͤr Gewerbe und Handel beiordnen. 


Berlin, den 23ſten Dezember 1824. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter Grafen von Buͤlow. 


Jahrgang 1825. f ER | Fo. 909.) 


(Ausgegeben zu Berlin den Sten Januar 1825.) 


Teer 


(No, 909.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten Dezember 1824., über einige nahere 


die Zenſur betreffende Beſtimmungen. 


s E Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom Zoſten November d. J. beſtimme 
Ich im Verfolg Meiner das Zenſur⸗Edikt betreffenden Order an das Staats⸗ 
miniſterium vom 18ten September d. J.: 


I) 


daß die in dem Reſkript vom 26ften April 1794. enthaltene Beſtimmung, 
vermoͤge deren der Druck derjenigen Schriften nicht geſtattet ſeyn ſoll, die 


entweder den Grund aller Religion uͤberhaupt angreifen, und die wichtig⸗ 


en 


3) 


fien Wahrheiten derſelben verdächtig, veraͤchtlich oder lächerlich machen 
wollen, oder aber die chriſtliche Religion, die bibliſchen Schriften und 
die darin vorgetragenen Geſchichts⸗ und poſitiven Glaubens⸗Wahrheiten 
fuͤr das Volk zum Gegenſtande des Zweifels oder gar des Spottes zu 
machen, ſich unterfangen, und dadurch zugleich alle Religioſitaͤt in den 
Grundfeſten erſchuͤttern, als in den Ilten Artikel der Verordnung vom 
18ten Oktober 1819. ausdruͤcklich aufgenommen angeſehen und fernerhin 
aufrecht erhalten und befolgt werden ſoll. Ich will zugleich, daß auch 
in Anſehung der, fuͤr einen engern Kreis von Leſern oder nur fuͤr Ge⸗ 
lehrte beſtimmten Werke alle unanſtaͤndige, liebloſe, zur Vertheidigung der 
eigenen oder ruhigen Widerlegung entgegen geſetzter Meinungen nicht 
unmittelbar gehörenden, verketzernden Angriffe auf andere Glaubens-Par⸗ 
theien ſchlechthin vermieden und nicht geſtattet werden ſollen. 

Eben ſo wenig ſollen 

Schriften, welche zur Kraͤnkung der perſönlichen Ehre und des guten 


Namens anderer abzielen, die Druckerlaubniß erhalten, und die hieruͤber 


im altern Zenſurgeſetz vom 19ten Dezember 1788. $. 2. enthaltene Vor⸗ 
ſchrift ſoll als dem Art. II. der Verordnung vom I8ten Oktober 1819. 
einverleibt, angenommen werden. 
Soviel ; 

die Entſchaͤdigung des Verlegers wegen der, unter Zenſur erſchienenen, 
aber dennoch unterdruͤckten oder verbotenen und konfiszirten, Schriften 
betrifft; fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß diejenige Behörde, welche inner⸗ 
halb der Grenzen ihrer Kompetenz, eine ſolche Schrift ihres unzulaͤſſigen 
Inhalis wegen unterdruͤckt oder ſonſt außer Kours ſetzt, von dem Verle⸗ 
ger niemals in Anſpruch genommen, ſondern daß dieſer ledglich gegen 
den Zenſor, und zwar zunaͤchſt an ihn, und nur bei deſſen Zahlungsun⸗ 
faͤhigkeit oder, wenn derſelbe den Zenſurvorſchriften völlig genügt haben 
follte, gegen den Fiskus nach nähern Beſtimmungen der Geſetze zugelaſſen 


werden kann. . : 
Dem: 


Demnaͤchſt beſtimme Ich mit Abänderung des XVten Artikels der Verord⸗ 
nung vom 1gten © Dftober 1819. 
4) daß mit dem Tſten Januar 1825. die Entrichtung der Zenſurgebuͤhren 
= aus Staatskaſſen aufhören und dagegen, wie dies früher der Fall war, 
von dem Verleger oder Buchdrucker, und zwar mit drei eee 
fuͤr jeden gedruckten Bogen, geleiſtet werden, auch 
von eben dem Zeitpunkte an jeder Verleger wiederum ſchuldig ſeyn ſoll, 
zwei Exemplare jedes ſeiner Verlagsartikel, und zwar eins an die große 
Bibliothek hieſelbſt, das andere aber an die Bibliothek der Univerfität der⸗ 
jenigen Provinz, in welcher der Verleger wohnt, unentgeldlich einzuſen⸗ 
den. Bei der Verpflichtung zur Abgabe eines R an den Zenſor 
hat es ſein Verbleiben. 
Einheimiſche Buchhaͤndler, die zugleich im Auslande Nicbandlang be⸗ 
ſitzen, dürfen zwar die Verlagsartikel der letztern nur der dortigen Zenſur 
unterwerfen, der Abſatz ſolcher Artikel in den dieſſeitigen Staaten aber 
kann nicht anders geſtattet werden, als wenn zuvor auch den Vorſchriften 
des dieſſeitigen Zenſurgeſetzes ein Genuͤge geſchehen iſt. 
5 Ich beauftrage Sie, dieſe Beſtimmungen durch den Abdruck in der Ge⸗ 
en feß - Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und auf deren Befolgung 
zu halten. 


Berlin, den 28ſten Dezember #924: 


— 


ad 


— 


6 


Friedrich Wilhelm. 


FR An 
die Staatsminiſter Frhn. v. Altenſtein, 
v. Schuckmann und Grafen v. Bernstorff. 


(No. 910.) 


(No. 910.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28ſten Dezember 1824., wegen Gleichſtellung 
: der zweiraͤdrigen Wagen in den weſtphaͤliſchen und rheiniſchen Provinzen 
mit den gewoͤhnlichen Frachtwagen; bezüglich auf den Chauffeegeld = Tarif 

vom 15ten Auguſt d. J. 


Alk Ihren Bericht vom Iten d. M. beſtimme Ich hiermit, daß in den 
weftphälifchen und rheiniſchen Provinzen von dem Satze No. 3. des Chauſſee⸗ 
Geld⸗Tarifs vom I5ten Auguſt d. J. alle zweiraͤdrige Wagen ohne Unter⸗ 
ſchied ausgeſchloſſen bleiben und den Frachtwagen gleich geachtet werden muͤſſen, 
mithin, wenn die aͤußerſte Flaͤche der Radefelgen unter 6 Zoll Breite betraͤgt, 
das Chauſſeegeld nach den Saͤtzen No. I. Litt. b., bei einer Felgenbreite von 
6 Zoll und daruͤber, nach dem daſelbſt beſtimmten minderen Satze zu erlegen 
iſt. Sie haben dieſerhalb die erforderliche Bekanntmachung zu veranlaſſen. 


Berlin, den 28ſten Dezember 1824. 


Friedrich Wilhelm. 


8 An 3 
den Staatsminiſter Grafen von Buͤlow. 


